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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Dezember 1953 

6 - 53 001 - 1624/53 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes betreffend die Verein- 
barung vom 23. Februar 1953 über die Regelung 
der Schweizerfranken-Grundschulden 

nebst Begründung (Anlage A) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Folgende Anlagen sind beigefügt: 

1. Text der Vereinbarung vom 23. Februar 1953, 

2. Text der Schweizerischen Erklärung zur Vereinbarung vom 
23. Februar 1953, 

3. Text der Deutschen Erklärung zur Vereinbarung vom 23. Fe- 
bruar 1953, 

4. Begründung zur Vereinbarung vom 23. Februar 1953, 

5. Auszug aus dem Zusatzabkommen zum Abkommen vom 6. De- 
zember 1920. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 116. Sitzung am 27. November 1953 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf die In der Anlage B aufgeführte Änderung vorzu- 
schlagen. 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat beschlossenen 
Änderung des Gesetzentwurfs zu. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Sdiäffer 


Drude: Bonner Ünlversltäts-Buchdrudeerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heßer, Bad Godesberg. Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage A 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend die Vereinbarung vom 23, Februar 1953 
über die Regelung der Sdiweizerfranken-Grundschulden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Es wird zugestimmt, daß die am 23. Fe- 
bruar 1953 in Zürich zwischen Vertretern 
der Interessen der Frankengrundschuld- 
gläubiger und Vertretern der Interessen der 
Eigentümer der belasteten Grundstücke ge- 
schlossenen Vereinbarung über die Regelung 
der Schweizerfranken-Grundschulden gemäß 
Artikel 19 des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über Deutsche Auslandsschulden als An- 
lage dieses Abkommens gilt. 

Artikel II 

(1) Die Vereinbarung wird als Anlage zu 
dem Abkommen über Deutsche Auslands- 


schulden nachstehend mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem sie gemäß den Ar- 
tikeln 19 und 35 des Abkommens über 
Deutsche Auslandsschulden in Kraft tritt, ist 
der 16. September 1953. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald das Land Berlin seine Anwendung 
durch Gesetz festgestellt hat. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


Art. I des Gesetzentwurfes bringt die Zu- 
stimmung des Bundestages zum Ausdruck, 
daß die Vereinbarung vom 23. Februar 1953 
das in Art. 19 Abs. 1 Buchst, d vorgesehene 
ergänzende Abkommen darstellt und gemäß 
Art. 19 Abs. 2 als Anlage zu diesem Abkom- 
men gilt. 

Art. II bestimmt, daß die Vereinbarung In 
innerstaatliches Recht umgewandelt wird. 
Der Zeitpunkt der völkerrechtlichen Wirk- 
samkeit, der im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben ist, ergibt sich aus den Art. 19 und 
35 des Abkommens über Deutsche Auslands- 
schulden. Die nach Art, 19 Abs. 1 Buchst, d 
und Abs. 2 des Abkommens zum Inkraft- 
treten der Vereinbarung erforderliche Ge- 
nehmigung der Regierungen der Französi- 
schen Republik, des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika ist von der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 


nachdem diese die Vereinbarung durch Er- 
klärung vom 26. Februar 1953 genehmigt 
hatte, mit Schreiben vom 27. Februar 1953 
nachgesucht worden. Nach einer Mitteilung 
des Auswärtigen Amtes vom 20. Juli 1953 
ist die Genehmigung erteilt worden. Die 
Vereinbarung gilt nach Genehmigung In je- 
der Hinsicht als Anlage zum Abkommen über 
Deutsche Auslandsschulden (Art. 19 Abs. 2 
des Abkommens) und tritt mit dem Tage des 
Inkrafttretens des Abkommens selbst in 
Kraft (Art. 35 des Abkommens). Dieser Tag 
ist der 16. September 1953 (BGBl. II S. 556). 
Art. III sieht die Erstreckung der Geltung 
des Zustimmungsgesetzes auf das Land 
Berlin vor, auf welches das Abkommen ge- 
mäß Art. 24 des Abkommens angewendet 
werden soll. 

Art. IV enthält die üblldie Bestimmung über 
das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes 
selbst. 
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Anlage 1 


Vereinbarung 

über die Regelung der Schweizerfranken- Grundschulden 


Die in der gemeinsamen Erklärung der 
deutschen und der schweizerischen Delega- 
tion zu den Verhandlungen über die Rege- 
lung der Schweizerfranken-Grundschulden 
vom 25. Juli 1952 (Unteranlage zu Anlage IV 
des Abkommens) vorgesehenen Verhandlun- 
gen, die unter Vorsitz der Vertrauensstelle 
in Zürich zwischen Vertretern der Interessen 
der Frankengrundschuldgläubiger unter Lei- 
tung von Herrn Dr. Hans Koenig und Ver- 
tretern der Interessen der Eigentümer der 
belasteten Grundstücke unter Leitung von 
Herrn Dr. Johannes Handschumacher statt- 
fanden, haben zu folgender 

Vereinbarung 

geführt: 

Artikel 1 

Die nachfolgenden Bestimmungen beziehen 
sich auf die Frankengrundschulden im Sinne 
des Abkommens zwischen dem Deutschen 
Reiche und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft betreffend schweizerische Goldhypo- 
theken in Deutschland und gewisse Arten 
von Frankenforderungen an deutsche Schuld- 
ner vom 6. Dezember 1920 und des Zusatz- 
abkommens hierzu vom 25. März 1923 (Im 
folgenden Zusatzabkommen genannt). 

Artikel 2 

(1) Der Gläubiger wird die Fälligkeit der 
Gläubigergrundschuld bis zum 31. Dezember 
1957 hinausschieben. 

(2) Ab 1. Januar 1958 tritt die Fälligkeit 
der Gläubigergrundschuld nach Maßgabe des 
Tilgungsplancs (Artikel 3) ein. 

Artikel 3 

(1) Die' Gläubigergrundschuld ist ab 1. Ja- 
nuar 1958 durch Zahlung nach dem Ausland 
wie folgt zu tilgen: 


a) In den ersten 5 Jahren (1. Januar 1958 
bis 3L Dezember 1962) mit 3 v. H. jähr- 
lich; 

b) in den zweiten 5 Jahren (1. Januar 1963 
bis 31. Dezember 1967) mit 8 v. H. jähr- 
lich; 

c) in den folgenden 3 Jahren (1. Januar 1968 
bis 31. Dezember 1970) mit 15 v. H. jähr- 
lich 

des Nennbetrages der Gläubigergrundschuld 
bei Inkrafttreten dieser Vereinbarung. 

(2) Die Tilgungsrate ist jeweils bis zum 
Ende des Tilgungsjahres zu leisten. 

Artikel 4 

(1) Übersteigt die Gläubigergrundschuld 
den nach Absatz 2 zu berechnenden Wert 
des Grundstücks, so sollen die gemäß Artikel 3 
geleisteten Tilgungsraten mit einem höheren 
Betrag als dem Nennbetrag der Zahlung an- 
gerechnet werden. Die Anrechnung erfolgt 
im Verhältnis der bei Inkrafttreten der Ver- 
einbarung bestehenden Gläubigergrundschuld 
zu dem bei Fälligkeit der Tilgungsrate nach 
Maßgabe von Absatz 2 berechneten Wert 
des Grundstückes. 

(2) Für die Berechnung des Wertes des 
Grundstückes zur Zeit der Fälligkeit der 
Tilgungsrate ist vom Verkehrswert der 
Mehrwert abzuziehen, der durch die Wieder- 
herstellung des Grundstückes entstanden ist; 
dies gilt insoweit nicht, als der Mehrwert auf 
zugestandene Zinsverzichte des Gläubigers 
zurückzuführen Ist. 

Artikel 5 

(1) Die bei Inkrafttreten dieser Vereinba- 
rung bis 31. Dezember 1952 fällig geworde- 
nen und noch nicht gezahlten Zinsen sind 
vom Schuldner binnen sechs Monaten nach 
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Zahlungsaufforderung in Deutscher Mark zu 
zahlen. In Härtefällen wird der Gläubiger 
die Zahlungsfrist angemessen verlängern. 

(2) Soweit der Zins 4 v. H. der Gläubiger- 
grundschuld übersteigt, wird er auf 4 v. H. 
gekürzt. 

Artikel 6 

(1) Die ab 1. Januar 1953 fällig werdenden 
Zinsen sind nach dem Ausland zu zahlen. 

(2) Der Vertragszins (Höchstzins im Sinne 
von Artikel 6 Abs. 2 des Zusatzabkommens) 
ist um 25 V. H., jedoch nicht unter 4. v. H. 
zu kürzen. 

Artikel 7 

(1) Höchstzins und Mindestzins im Sinne 
von Artikel 6 Abs. 2 und Artikel 18 des Zu- 
satzabkommens werden von dem jeweils aus- 
stehenden Betrag der Gläubigergrundschuld 
errechnet. 

(2) Wenn Tilgungen geleistet werden, so 
wird der Normalzins Im Sinne von Artikel 19 
des Zusatzabkommens folgendermaßen er- 
rechnet: Es wird der Prozentsatz ermittelt, 
der sich aus dem Verhältnis der Tilgungs- 
rate zur Gläubigergrundschuld vor Tilgungs- 
beginn ergibt. Sodann werden 80 v. H. be- 
ziehungsweise bei Großobjekten (Artikel 7 
Abs. 2 lit. a des Zusatzabkommens) 90 v. H. 
des so ermittelten Prozentsatzes vom Nor- 
malzinssatz des Vorjahres abgesetzt. Der 
verbleibende Normalzinssatz, auf den Rein- 
ertrag angewendet, ergibt den Normalszins. 

(3) Werden Tilgungen über den Nennbe- 
trag angerechnet (Artikel 4), so wird als Til- 
gung Im Sinne von Absatz 2 nur der tatsäch- 
lich gezahlte Betrag berüchsichtigt. 

(4) Eine Herabsetzung des Normalzinses 
gemäß Absatz 2 und 3 findet bei den in Ar- 
tikel 4 Abs. 4 des Zusatzabkommens genann- 
ten Gläubigergrundschulden erst statt, wenn 
eine solche Gläubigergrundschuld unter Be- 
rücksichtigung von Artikel 4 dieser Verein- 
barung um die Hälfte getilgt Ist. Sodann fin- 
den Absatz 2 und 3 mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die bis dahin geleisteten Zah- 
lungen außer Betracht bleiben. 

Artikel 8 

Kann unter Berücksichtigung aller Um- 
stände, insbesondere in Anbetracht des Zu- 
standes und des Ertrages des belasteten Grund- 
stückes dem Eigentümer die pünktliche oder 
vollständige Zahlung der in Artikel 3 vor- 


gesehenen Tilgungsraten nicht zugemutet 
werden, so soll bei Fälligwerden einer Til- 
gungsrate der Gläubiger für die Entrichtung 
dieser Tilgungsrate oder eines Teiles davon 
eine angemessene Stundung bewilligen. 

Artikel 9 

(1) Würde der Wiederaufbau des beschä- 
digten oder zerstörten Grundstückes durch 
eine Ablösung der Gläubigergrundschuld er- 
leichtert, so sollen der Gläubiger der Grund- 
schuld und der Eigentümer sich bemühen, 
die Gläubigergrundschuld abzulösen. Bei der 
Festsetzung des Ablösungsbetrages soll In der 
Regel von fünf Sechsteln beziehungsweise bei 
Großobjekten von zehn Elfteln des nach Ar- 
tikel 4 Abs. 2 berechneten Grundstücks wertes 
ausgegangen werden. 

(2) Erhält der Eigentümer auf Grund der 
deutschen Gesetzgebung einen Ersatz für 
Kriegsschäden am Grundstück, so Ist er ver- 
pflichtet, den Gläubiger der Grundschuld in 
Höhe von fünf Sechsteln beziehungsweise 
bei Großobjekten in Höhe von zehn Elfteln 
des Ersatzes so zu stellen, wie er im gleichen 
Falle den deutschen Gläubiger einer im Ver- 
hältnis eins zu eins umgestellten Grundschuld 
zu stellen hätte. 

(3) In anderen Fällen der Ablösung sollen 
die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 ent- 
sprechend berücksichtigt werden. 

Artikel 10 

(1) Ist das Gebäude auf dem belasteten 
Grundstücke zu mindestens 20 v. H. zer- 
stört, und verpflichtet sich der Eigentümer 
zu dessen Wiederherstellung, indem er nach- 
weist, daß er die Mittel dazu besitzt oder be- 
schaffen kann, so hat der Gläubiger sein Ein- 
verständnis zu erteilen, daß die Gläublger- 
grundschuld hinter ein Tilgungsgrundpfand- 
recht oder mehrere Tilgungsgrundpfand- 
rechte in Gesamthöhe von 60 v. H. der Auf- 
baukosten zurücktritt. 

(2) Ist das Gebäude auf dem belasteten 
Grundstücke zu mindestens 50 v. H. zerstört, 
so hat der Gläubiger außerdem sein Einver- 
ständnis zu erteilen, daß die Gläublgergrund- 
schuld Im Verhältnis der Gläublgergrund- 
schuld zum Verkehrswert des Grundstückes 
herabgesetzt wird. Die Eigentümergrund- 
schuld wird in gleicher Weise behandelt. 
Wenn nach dieser Bestimmung eine Herab- 
setzung der Gläubigergrundschuld und der 





Eigentümergrundsdiuld erfolgt, so sind die 
Bestimmungen über die erhöhte Anrechnung 
von Tilgungsraten (Artikel 4) nicht anzu- 
wenden. 

(3) Die Absätze 1 bis 3 sind insoweit nicht 
anwendbar, als sich ihre Inanspruchnahme 
unter Berücksichtigung aller Umstände als 
Rechtsmißbrauch darstellen würde. 

Artikel 11 

Eine Herabsetzung der Gläubigergrund- 
sdiuld in anderen als den in Artikel 4 und 10 
genannten Fällen ohne Zustimmung des 
Gläubigers ist ausgeschlossen. 

Artikel 12 

(1) Kann sich der Gläubiger mit dem 
Eigentümer über die in Artikel 4, 7, 8 und 10 
erwähnten Fragen nicht einigen, so ent- 
scheidet die Vertrauensstelle (Artikel 28 des 
Zusatzabkommens) auf Antrag des Gläubi- 
gers oder des Eigentümers als Sdiiedsgericht 
endgültig. Ihre Entscheidung ist bindend. 

(2) Die Vcrtrauensstelle kann auf gemein- 
samen Antrag von Gläubiger und Eigentümer 
auch den Wert des Grundstückes oder die 
Höhe der Ablösungssumme im Sinne von 
Artikel 9 festsetzen. 


(3) Die Vertrauensstelle kann auf gemein- 
samen Antrag von Gläubiger und Eigen- 
tümer auch andere zwischen ihnen bestehende 
Streitigkeiten entscheiden. 

A r t i k e 1 1 3 

(1) Die Bestimmungen der Artikel 4 und 7 
bis 10 stellen eine erschöpfende Aufzählung 
der Erleichterungen dar, die der Eigentümer 
gemäß Artikel 11 Abs. 1 der Anlage IV in 
Anspruch nehmen könnte. 

(2) Artikel 11 Abs. 2 und Artikel 17 der 
Anlage IV werden ersetzt durch die Bestim- 
mungen des Artikels 12 dieser Vereinbarung. 

Zürich, den 23. Februar 1953 

Für die Vertrauensstelle 

das schweizerische Mitglied: 
gez. Frolicher 

das deutsche Mitglied: 
gez. Stein 

Für die Vertreter der Gläubiger Interessen: 
gez. Koenig 

Für die Vertreter der Eigentümerinteressen: 
gez, Dr. Handschumadier 


Anlage 2 


Sdiweizerisdie Erklärung zur Vereinbarung vom 23. Februar 1953 


Die Gläubiger von Schweizerfranken- 
Grundschulden verweisen auf die grundsätz- 
lichen Vorbehalte, die Herr Minister Stucki 
in der Eröffnungssitzung der Londoner Kon- 
ferenz vom 28. Februar 1952 in London ge- 
macht hat. Es wird ferner festgehalten, daß 
sich die schweizerische Regierung bereits in 
einer Note vom 18. Mai 1936 gegenüber der 
deutschen Seite alle Rechtsansprüche aus den 
Staatsverträgen vom 6. Dezember 1920 (Ab- 
kommen zwischen der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft und dem Deutschen Reich be- 
treffend die schweizerischen Goldhypotheken 
in Deutschland und gewisse Arten von Fran- 


kenforderungen an deutsche Schuldner) sowie 
vom 25. März 1923 (Zusatzabkommen) hin- 
sichtlich des Transfers gewahrt hat. Demzu- 
folge sind denn auch tatsächlich bis zum 
Jahre 1944 die Frankengrundschuldzinsen 
ungekürzt nach der Schweiz transferiert 
worden. Die Gläubiger von Schweizer- 
franken-Grundschulden stellen fest, daß ihre 
Rechte aus den beiden Staatsverträgen Vor- 
behalten bleiben, wenn das Londoner Re- 
gierungsabkommen dahinfallen oder der 
darin vorgesehene Transfer ganz oder teil- 
weise ausbleiben sollte. 
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Anlage 3 


Deutsdie Erklärung zur Vereinbarung vom 23. Februar 1953 


Wie die Deutsche Delegation bereits in der 
Erklärung vom 25. Juli 1952 (Unteranlage 
zur Anlage IV des Abkommens über 
Deutsche Auslandsschulden) zum Ausdruck 
gebracht hat, ist sie der Auffassung, daß die 
Schweizerfranken-Grundschulden Gegenstand 
der Londoner Konferenz zur Regelung der 
deutschen Auslandsschulden sind. Damit 


finden auf diese Schulden die Bestimmungen 
des Abkommens über Deutsche Auslands- 
schulden vom 27. Februar 1953 Anwendung, 
und die Auswirkungen von Handlungen und 
Unterlassungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land ergeben sich für die Dauer des Abkom- 
mens aus diesen Bestimmungen. 


Anlage 4 


Begründung 

zur Vereinbarung vom 23. Februar 1953 
über die Regelung der Schweizerfranken-Grundschulden 


Die durch die Vereinbarung erfaßten Schwei- 
zerfranken^Grundschulden im Sinne der bei- 
den deutsch-schweizerischen Abkommen von 
1920 und 1923 (Art. 1 der Vereinbarung) 
sind ursprünglich auf Mark lautende (vor 
dem 1. August 1914 gegebene) Hypotheken 
gewesen, die durch Goldklauseln gesichert 
waren. Durch Verordnung der Reichsregie- 
rung vom 28. September 1914 wurden die 
Goldklauseln bis auf weiteres außer Kraft 
gesetzt. Zur Wiederherstellung der Rechte 
der schweizerischen Gläubiger und zum 
Schutze der deutschen Schuldner wurde am 
6. Dezember 1920 das Abkommen betreffend 
schweizerische Goldhypotheken in Deutsch- 
land und gewisse Arten von Frankenforde- 
rungen an deutsche Schuldner (RGBl. 11 
S. 2023 ff.) abgeschlossen. Durch dieses Ab- 
kommen erhielten die schweizerischen Gläu- 
biger gegen langfristige Stundung (bis zu 
15 Jahren) und Zinsermäßigungen einen 
neuen auf Gold lautenden Kapitalanspruch. 
Nachdem durch die deutsche Rechtsprechung 
die dingliche Wirkung des Abkommens ver- 
neint worden war, wurde am 25. März 1923 
(RGBl. II S. 286 ff.) ein Zusatzabkommen 
mit der Schweiz unterzeichnet, durch das zur 
Wiederherstellung der dinglichen Sicherung 
die Schweizer Goldhypotheken In auf Schwei- 
zerfranken lautende Grundschulden umge- 
wandelt wurden. Dadurch erloschen die per- 


sönlichen Forderungen gegen die Schuldner; 
es wurde staatsvertraglich nur eine persön- 
liche Haftung des jeweiligen Eigentümers für 
die Zinsen vereinbart. 

Der Bestand an Frankengrundschulden im 
Sinne der Vereinbarung im Bundesgebiet und 
in Berlin (West) beläuft sich bei rund 
400 Grundschulden auf etwa 85 Millionen 
Schwelzerf ranken. 

Die Frankengrundschulden fallen als deutsche 
Vorkriegsauslandsschulden unter das Abkom- 
men über Deutsche Auslandsschulden. Nach 
Art. 2 in Verbindung mit der Unteranlage 
zur Anlage IV des Abkommens sind für die 
Regelung dieser Schulden besondere Verhand- 
lungen zwischen einer deutschen und einer 
schweizerischen Delegation vorgesehen wor- 
den. Diese Verhandlungen haben im Februar 
1953 in Zürich stattgefunden und zu der 
Vereinbarung vom 23. Februar 1953 geführt. 
Die ln dieser Vereinbarung enthaltenen Re- 
gelungen entsprechen im wesentlichen den in 
der Anlage IV des Abkommens niederge- 
legten Bestimmungen. Es sind dies insbeson- 
dere die Bestimmungen über Fälligkeiten 
(Art. 2), Kapitaltilgungen (Art. 3), rückstän- 
dige Zinsen (Art. 5) und laufende Zinsen 
(Art. 6). Soweit die Vereinbarung von der 
Regelung in Anlage IV des Abkommens ab- 
welcht, Ist dies durch die besondere Natur 
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der Frankengrundsdiulden bedingt. Bereits 
bei der Begründung hat die Grundschuld (da- 
mals Goldhypothek) oft den Verkehrswert 
der Grundstücke überschritten. Durch 
Kriegseinwirkungen wurden rund 50 v. H. 
dieser Grundstüdce zerstört oder beschädigt. 
In Abweichung von der allgemeinen Rege- 
lung, nach der Kapitalreduktionen nur in 
Härtefällen möglich sind, ist es in der Ver- 
einbarung gelungen, eine generelle Herab- 
setzung der Kapitalschuld bei Überbelastun- 
gen zu erreichen (Art. 4); denn die gemäß 
Art. 3 zu zahlenden Tilgungsraten werden 
Im Verhältnis der bei Inkrafttreten der Ver- 
einbarung bestehenden Gläubigergrundschuld 
zu dem bei Fälligkeit der Tilgungsrate be- 
rechneten Wert des Grundstücks angerechnet. 
Um den Wiederaufbau ganz oder teilweise 
zerstörter Grundstücke zu erleichtern, Ist 
außerdem in Art. 10 ein Rangrücktritt der 
Gläubigergrundschuld vorgesehen. Weitere 
Erleichterungen sind In den Art. 5 (Zah- 
lungsfristen für rückständige ZInsenk 7 (Zlns- 
reduktlonen) und 8 (Stundung für Tilgungs- 
raten) enthalten. 

Es ist ferner bestimmt, daß die auf Grund 
der Staatsverträge von 1920 und 1923 In 
Zürich errichtete Vertrauensstelle, die mit je 
einem deutschen und einem schweizerischen 
Mitglied besetzt ist, wegen ihrer besonderen 
Sachkunde und Erfahrung an die Stelle des 
In den Art. 11 und 17 der Anlage IV vor- 
gesehenen Schiedsgerichts für die Entschei- 
dung über Härtefälle tritt. 


Die Vereinbarung konnte nicht mehr, wie 
ursprünglich vorgesehen, dem Abkommen 
als weitere Anlage — und zwar als Unter- 
anlage zu Anlage IV — beigefügt werden. 
Sie wurde am 27. Februar 1953 dem Drei- 
mächte-Ausschuß in London zur Genehmi- 
gung zugeleitet. Die erfolgte Genehmigung 
wurde mit Schreiben des Auswärtigen Amtes 
vom 20. Juli 1953 mitgeteilt. Nach Art. 19 
des Abkommens soll die Vereinbarung nach 
Genehmigung durch die Regierungen der 
Französischen Republik, des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nord- 
irland und der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika in Kraft treten und in jeder Hinsicht als 
Anlage des Abkommens über Deutsche Aus- 
landsschulden gelten. Damit finden nach 
deutscher Auffassung die allgemeinen Bestim- 
mungen des Abkommens auf sie Anwendung, 
insbesondere auch die Konsultationsklausel 
(Art. 34 des Abkommens). 

In einer Erklärung, die von schweizerischer 
Seite bei der Unterzeichnung der Verein- 
barung abgegeben wurde, hat diese aber ihre 
Rechte aus den beiden Staatsverträgen Vor- 
behalten, Insbesondere für den Fall, daß die 
Bundesrepublik Deutschland ihre Transfer- 
verpflichtungen nicht erfüllt. Die Deutsche 
Delegation für Auslandsschulden hat dem- 
gegenüber ihren obigen Standpunkt in einer 
Gegenerklärung zum Ausdruck gebracht. 
Diese beiden Erklärungen wurden mit der 
Vereinbarung vom 23. Februar 1953 zusam- 
men dem Dreimächte-Ausschuß vorgelegt. 


Anlage 5 


Auszug aus dem Zusatzabkommen vom 25. März 1923 (Reichsgesetzbl. II S. 286) 
zum Abkommen vom 6. Dezember 1920 (Reidisgesetzbl.il S. 2024) zwischen dem 
Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft, betreffend schweize- 
rische Goldhypotheken in Deutschland und gewisse Arten von Frankenforde- 
rungen an deutsche Schuldner 


A r t i k e 1 2 

Als Goldhypotheken Im Sinne des Ar- 
tikel 1 des Hauptabkommens gelten Hypo- 
theken nur dann, wenn sie am 31. Juli 1914 
einen Gläubiger schweizerischer Nationalität, 
der damals in der Schweiz einen Wohnsitz 
hatte, oder einer juristischen Person zuge- 
standen haben, die in diesem Zeitpunkt Ihren 
Hauptsitz in der Schweiz hatte; dabei ist es 


gleichgültig, wer ursprünglicher Gläubiger 
der Hypothek gewesen ist. 


Artikel 4 


Bei Goldhypotheken mit begrenzter 
Kursdifferenzklausel hat der Gläubiger nur 
Anspruch auf die Hälfte der in Artikeln 18 
und 19 festgesetzten Zinsleistungen. 
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A r t i k e 1 6 

Für den Gläubiger der Goldhypothek wird 
eine Grundschuld in Schweizerfranken einge- 
tragen (Gläubigergrundschuld). Ihre Höhe 
ergibt sich aus der Umrechnung des Mark- 
betrages der Goldhypothek in Schweizer- 
franken unter Zugrundelegung eines Um- 
rechnungskurses von 100 Mark = 123,45 
Franken. Die Gläubigergrundschuld geht den 
der Goldhypothek im Range nachstehenden 
Rechten in der Höhe des Markbetrages der 
Goldhypothek im Range vor. 

Die Gläubigergrundschuld ist nach Maß- 
gabe der Artikel 18 und 19 zu verzinsen, 
jedoch nicht höher als zu dem für die Gold- 
hypothek vereinbarten Zinssatz. 

Gleichzeitig mit der Eintragung der Gläu- 
bigergrundschuld ist die Goldhypothek zu 
löschen. Damit erlischt vorbehaltlich der Be- 
stimmung des Artikel 23 die persönliche For- 
derung aus der Goldhypothek, mag sie sich 
gegen den Grundstückseigentümer oder gegen 
dritte Personen richten. Bürgschaften er- 
löschen, Sicherheiten sind freizugeben, zur 
weiteren Sicherheit bestellte Hypotheken 
sind auf einseitigen Antrag des Eigentümers 
des belasteten Grundstücks zu löschen. 

Artikel 7 

Im Range gleihstehend mit der Gläubiger- 
grundshuld wird für den Grundstückseigen- 
tümer eine unverzinslihe Grundshuld In 
Shweizerfranken eingetragen (Eigentümer- 
grundshuld). 

Die Eigentümergrundshuld beträgt 

a) 10 V. H. des Betrages der Gläublgergrund- 
shuld bei Goldhypotheken im Betrage 
von 700 000 M und darüber auf den über- 
wiegend gewerblih genutzten Grund- 
stücken, über deren Bezeihnung Im ein- 
zelnen die beiderseitigen Regierungen slh 
verständigen werden, sowie auf den im 
Artikel 1 Abs. 3 erwähnten landwlrt- 
shaftlih genutzten Grundstücken, 

b) 20 V. H. des Betrages der Gläubigergrund- 
shuld bei den übrigen Goldhypotheken. 

Artikel 18 

Die Zinsen der Gläublgergrundshuld be- 
tragen mindestens 

a) bei den im Artikel 7 Abs. 2 lit. a bezelh- 
neten Gläubigergrundshulden Vs v. H. 


in Shweizerfranken. Vom 1. Januar 1928 
an erhöht sih dieser Satz auf v. H. In 
Shweizerfranken. Die Zinsen können In 
Papiermark entrihtet werden. Maß- 
gebend für die Umrehnung ist dabei der 
Geldkurs der Mark in der Shwelz nah 
den Notierungen der Shweizerishen 
Nationalbank an dem dem Zahlungstage 
vorangehenden Tage; 

b) bei allen übrigen Gläubigergrundshulden 
(Artikel 7 Abs. 2 lit. b) das Vierfahe der 
einfahen Zinsen der Goldhypothek In 
Papiermark. Soweit dem Gläubiger Im 
Falle verspäteter Zahlung der Zinsen ein 
Anspruh auf Ersatz des Kursverlustes 
zusteht, bleibt dieser Anspruh Vorbe- 
halten. 

Das Höhstmaß der Zinsen ergibt sih 
aus Artikel 6 Abs. 2. 

Artikel 19 

Als Normalzins der Gläublgergrundshuld 
sollen entrihtet werden: 

a) 90 V. H. des Reinertrages des Grundstücks 
für die Im Artikel 7 Abs. 2 lit. a bezelh- 
neten Gläubigergrundshulden, 

b) 80 V. H. des Reinertrages des Grund- 
stücks für alle übrigen Gläubigergrund- 
shulden (Artikel 7 Abs. lit. b). 

A r t i k e 1 2 8 

Die Vertrauensstelle (Artikel 5 Abs. 2 und 
Artikel 21) besteht aus zwei Mitgliedern, von 
denen jede der beiden Regierungen eines 
ernennt. 

Der Gläubiger und der Grundstückseigen- 
tümer sind verpflihtet, der Vertrauensstelle 
jede gewünshte Auskunft wahrheitsgetreu 
zu erteilen sowie auf Verlangen sämtlihe auf 
das Grundstück bezüglihe Geshäftsbüher 
und Akten vorzulegen. Im Falle des Zuwider- 
handelns kann die Vertrauensstelle auf Grund 
des einseitigen Vorbringens der nlhtsäumi- 
gen Partei entshelden. Die Behörden der 
vertragshließenden Staaten sind gehalten, der 
Vertrauensstelle jede für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendige Auskunft zu erteilen. 

Die Vertrauensstelle erläßt mit Genehmi- 
gung der beiden Regierungen die erforder- 
llhen allgemeinen Geshäfts- und Ver- 
fahrensvorshrlften. 

Die Entsheldungen der Vertrauensstelle 
sind endgültig; sie sind kurz zu begründen. 
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Anlage B 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 27. November 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 11. No- 
vember 1953 - 6 - 53 002 - 1624/53 III - 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bun- 


desrat in seiner 116. Sitzung am 27. No- 
vember 1953 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 


Entwurf eines Gesetzes betreffend die Verein- 
barung vom 23. Februar 1953 über die Regelung 
der Schweizerfranken-Grundschulden 


die nachstehende Änderung vorzuschlagen: 
Artikel III erhält folgende Fassung: 

„Artikel III 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung 
gemäß den Artikeln 19, 24 und 35 des Ab- 
kommens über Deutsche Auslandsschulden 
im Land Berlin in Kraft tritt, ist der 5. Ok- 
tober 1953.^^ 

Begründung: 

Zu Abs. 1: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ände- 
rung, die der von den zuständigen Bundes- 
ressorts inzwischen vereinbarten Formulie- 
rung der Berlin-Klausel in Ratifizierungs- 
gesetzen entspricht. 


Zu Abs. 2; 

Nach Art. 24 des Abkommens über Deutsche 
Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 
tritt dieses Abkommen für Berlin ln Kraft, 
sobald die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland die Erklärung hinterlegt, daß 
allen in Berlin geltenden Rechtsvorschriften 
über das zur Anwendung dieses Abkommens 
auf Berlin erforderliche Verfahren genügt 
worden ist. Diese Erklärung der Bundes- 
republik ist unter dem 5. Oktober 1953 
hinterlegt worden. Entsprechend dem Hin- 
weis in Art. II Abs. 2 über das Inkrafttreten 
des Abkommens über Deutsche Auslands- 
schulden für die Bundesrepublik muß daher 
auch in Art. III Abs. 2 eine entsprechende 
Bestimmung für das Inkrafttreten der Ver- 
einbarung im Land Berlin aufgenommen 
werden. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den 
Entwurf keine Einwendungen. 


Zinn 
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